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Entschließung 
des Nationalrates vom 21. März 2018 

betreffend humanitäre Versorgung und Wiederherstellung der Sicherheit für die 
Zivilbevölkerung in Afrin 

Die Bundesregierung, insbesondere die Bundesministerin für Europa, Integration und Äußeres wird 
ersucht, im Rahmen der Vereinten Nationen, der Europäischen Union und anderen internationalen 
Organisationen, sowie in bilateralen Kontakten mit den Staaten in der Region, auf die Dringlichkeit der 
Unterstützung der Zivilbevölkerung in den betroffenen kurdischen Gebieten, insbesondere der Stadt Afrin 
hinzuweisen. 
Des Weiteren wird die Bundesregierung ersucht, sich mit aller Kraft für einen Waffenstillstand und den 
Schutz der Bevölkerung, insbesondere von ansässigen Minderheiten in den betroffenen Gebieten 
einzusetzen sowie eine Sicherstellung der Versorgung der Bürgerinnen und Bürger durch die Errichtung 
eines humanitären Korridors einzufordern, um eine drohende humanitäre Katastrophe abzuwenden. 
 

www.parlament.gv.at




		2018-03-23T10:38:30+0100
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




